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(Nr. 13268.) Geſetz über die Verwaltung und Unterhaltung von Reichswaſſerſtraßen im Strom⸗ 
ſpaltungsgebiete der Elbe. Vom 4. Auguſt 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Die in Anlage 1 und 2 beigefügten Nachträge zu den Zuſatzverträgen mit Preußen und. 


Hamburg zum Staatsvertrage, betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf 
das Reich, vom 31. März / 26. September 1921 (Geſetzſamml. S. 519) werden genehmigt. 


9 2. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter, die auch den Tag 


des Inkrafttretens dieſes Geſetzes beſtimmen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 4. Auguſt 1927. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Zugleich für den Miniſter für Handel und Gewerbe und 
den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 


Braun. Höpker Aſchoff. 


Anlage 12 
Nachtrag zum Zuſatzvertrage mit Preußen. 


Die Reichsregierung und die Regierung des Freiſtaats Preußen vereinbaren unter Beitritt des Senats 
der Freien und Hanſeſtadt Hamburg, unter Vorbehalt der Zuſtimmung der geſetzgebenden Körperſchaften, 
folgenden Nachtrag zum Zuſatzvertrage zum Staatsvertrage, betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von 
den Ländern auf das Neich (Reichsgeſetz vom 29. Juli 1921, Reichsgeſetzbl. 1921 S. 961, Reichsgeſetzbl. 


1922 1 S. 222): 
Zu §§ 11 und 12. 


1. Das Reich überträgt die Verwaltung und Unterhaltung des Elbelaufs von Ortkathen bis Bunthaus, 
ſoweit er auf preußiſchem Staatsgebiete liegt, der Süderelbe bis zur Abzweigung des Köhlfleths bei 
km 621,2 einſchließlich der im hamburgiſchen Staatsgebiete belegenen Waſſerflächen ſowie der Rethe und der 
im preußiſchen Gebiete belegenen Teile des Köhlbrands und des Reiherſtiegs auf das Land Preußen. Preußen 
verpflichtet ſich, dieſe Stromſtrecken auf feine Koſten in ſolchem Zuſtande zu erhalten, daß den jeweils 
beſtehenden Beſtimmungen und insbeſondere dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Hamburg vom 
14. November 1908 (Köhlbrandvertrag) in vollem Maße genügt wird. Durch dieſe Beſtimmung wird an 
den Beſtimmungen des Köhlbrandvertrags nichts geändert. Alle Rechte und Pflichten aus dieſem Vertrage 
bleiben ausdrücklich aufrechterhalten. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 26. Auguſt 19279 
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2. Das Reich überträgt auf das Land Preußen die Ausübung der Strom⸗ und Schiffahrtspolizei auf 
den in Ziffer 1 bezeichneten Stromſtrecken, ſoweit ſie auf preußiſchem Staatsgebiete liegen. 

Hamburg verpflichtet ſich Preußen und dem Reiche gegenüber, auf den im hamburgiſchen Staatsgebiete 
liegenden, aber vom Reiche der Verwaltung und Unterhaltung Preußens unterſtellten Stromſtrecken die 
Ausübung der Strom- und Schiffahrtspolizei in der unterſten Inſtanz auftragsweiſe preußiſchen Organen 
zu übertragen. 5 

Preußen übernimmt die Koſten der Strom- und Schiffahrtspolizei und trägt insbeſondere dafür 
Sorge, daß ein ausreichendes Fahrwaſſer für die durchgehende Schiffahrt offen gehalten wird. 

3. Das Land Preußen darf auf den in Ziffer 1 bezeichneten Gewäſſern innerhalb ſeines Staatsgebiets 
Hafenabgaben erheben. Hinſichtlich etwaiger Befahrungsabgaben auf der Süderelbe und dem Köhlbrand 
bleibt die Tarifhoheit beim Reiche. 

4. Falls in Zukunft die nach Ziffer 1 bis 3 getroffene Regelung die Erfüllung der dem Reiche durch 
die Verfaſſung hinſichtlich der Verwaltung der Waſſerſtraßen überwieſenen Aufgaben beeinträchtigt, ſo kann 
das Reich die Vereinbarung mit zweijähriger Friſt kündigen. Die Kündigung iſt nur für den Schluß des 
Rechnungsjahrs zuläſſig. f 

Darüber, ob die Vorausſetzungen für das dem Reiche zuſtehende Kündigungsrecht gegeben ſind, ent⸗ 
ſcheidet im Streitfalle der Staatsgerichtshof. . 

Zu 8 30. 
Die Vereinbarungen nach 8 30 finden auch auf dieſen Nachtrag entſprechende Anwendung. 
Berlin, den 9. März 1927. : 
Die Reichsregierung- 
Marx. Koch. 


Berlin, den 27. September 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. = 


Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


Hamburg, den 12. Januar 1927. 


Der Senat der Freien und Hanſeſtadt Hamburg. 


Der Präſident des Senats. 
Peterſen. 


Anlage 2. g 
Nachtrag zum Zuſatzvertrage mit Hamburg. 


Die Reichsregierung und der Senat der Freien und Hanſeſtadt Hamburg vereinbaren unter Beitritt 
der Regierung des Freiſtaats Preußen, unter Vorbehalt der Zuſtimmung der geſetzgebenden Körperſchaften, 
folgenden Nachtrag zum Zuſatzvertrage zum Staatsvertrage, betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von 
den Ländern auf das Reich (Reichsgeſetz vom 29. Juli 1921, Reichsgeſetzbl. 1921 S. 961, Reichsgeſetzbl. 
1922 1 S. 222) 

Zu §§ 11 und 12. 

1. Das Reich überträgt die Verwaltung und Unterhaltung des auf hamburgiſchem Gebiete belegenen 
Teiles des Köhlbrands ſowie die Ausübung der Strom- und Schiffahrtspolizei auf dieſer Stromſtrecke auf 
das Land Hamburg. Hamburg übernimmt die Koſten der Strom und Schiffahrtspolizei und trägt ins⸗ 
beſondere dafür Sorge, daß ein ausreichend breites Fahrwaſſer für die durchgehende Schiffahrt offen gehalten 


wird. Das dem Lande Preußen im 8 2 des ſogenannten Köhlbrandvertrags eingeräumte Recht, Baggerungen 


zur Vertiefung und Tiefhaltung des Köhlbrandes auszuführen, bleibt unberührt. 
Auch im übrigen finden die Beſtimmungen des Zuſatzvertrags zu sg 11 und 12 Ziffer 1 Satz 2 bis 4, 
Ziffer 3 und 4 entſprechende Anwendung. 
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2. Die Beſtimmungen des Zuſatzvertrags werden inſoweit aufgehoben, als fie die auf preußiſchem 
Staatsgebiete belegene Stromſtrecke der Elbe von Ortkathen bis Bunthaus betreffen, welche nunmehr auf Grund 
der gleichzeitig vom Reiche mit Preußen abgeſchloſſenen Vereinbarung in preußiſche Verwaltung übergeht. Die 
Parteien ſind ſich dabei darüber einig, daß die in der Norderelbe vor den preußiſchen Ufern der Inſel Wilhelms 
burg und vor Altona gelegenen Waſſerflächen in gleicher Weiſe in die hamburgiſche Verwaltung übergegangen 


N 


find, wie dies für die Waſſerflächen in der Unterelbe vor Altona bis Blankeneſe im Zuſatzvertrage geregelt iſt. 
3. Die Ziffer 2 der Beſtimmungen des Zuſatzvertrags zu §§ 11 und 12 erhält folgende neue Faſſung: 


Das Reich überträgt auf das Land Hamburg die Ausübung der Strom- und Schiffahrts⸗ 
polizei auf den im Abſ. 1 bezeichneten Stromſtrecken, ſoweit fie im hamburgiſchen Staatsgebiete 
liegen. 

Preußen verpflichtet ſich Hamburg und dem Reiche gegenüber, auf den im preußiſchen Staats- 
gebiete liegenden, aber vom Reiche der Verwaltung und Unterhaltung Hamburgs unterſtellten Strom, 
ſtrecken die Ausübung der Strom- und Schiffahrtspolizei in der unterſten Inſtanz auftragsweiſe 
hamburgiſchen Organen zu übertragen, auf der Stromſtrecke vor Altona jedoch nur ſüdlich des 
Leitdamms und der im § 9 Abſ. 1 Buchſtabe a des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und 
Hamburg vom 14. November 1908 (Köhlbrandvertrag) bezeichneten Dalbeulinie von der Landes- 
grenze im Often bis zum Leitdamm und von da bis zur Stadtgrenze im Weſten, darüber hinaus 
nur ſüdlich der Regulierungslinie. 


Hamburg übernimmt die Koſten der Strom- und Schiffahrtspolizei und trägt insbeſondere 
dafür 9155 daß ein ausreichend breites Fahrwaſſer für die durchgehende Schiffahrt offen 
gehalten wird. a 


Zu $ 30. 
Die Vereinbarungen nach § 30 finden auch auf dieſen Nachtrag entſprechende Anwendung. 
Berlin, den 9. März 1927. 
Die Reichsregierung. 
Marx. Koch. 
Hamburg, den 12. Januar 1927. 


Der Senat der Freien und Hanſeſtadt Hamburg. 
Der Präſident des Senats. 
Peterſen. 
Berlin, den 27. September 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Rr. 13269.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau von Teilen der Dhünn an die 
Gemeinde Schlebuſch. Vom 21. Juli 1927. 


Der politiſchen Gemeinde Schlebuſch wird auf Grund des § 155 Abf. 2 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
(Geſetzſamml. S. 53) das Recht übertragen, die ODhünn vom Wehr Rhodius bis zur ſogenannten „Sanderſchepp“, 


dem Einfluſſe des Kuhlmannſchen Untergrabens, nach den Plänen des Gemeindebauamts Schlebuſch zu verlegen 
und auszubauen. 


Berlin, den 21. Juli 1927. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) Braun. Steiger. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Juni 1927 ; 0 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die evangeliſche Kirchengemeinde in Tündern 3 

für die Anlegung eines Friedhofs in Tündern 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 27 S. 141, ausgegeben am 9. Juli 1927; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Juni 1927 
über die Ausdehnung des der Hochbahngeſellſchaft (Geſellſchaft für elektriſche Hoch- und Unter. 
grundbahnen in Berlin) durch Erlaß vom 30. April 1927 für den Betrieb einer elektriſchen 
Schnellbahn (Unterpflaſterbahn) vom Alexanderplatz (Königſtraße) in Berlin bis zur Wilhelm⸗ 
ſtraße in Berlin⸗Friedrichsfelde verliehenen Enteignungsrechts auf die Anlage des zur Durch⸗ 
führung dieſes Unternehmens erforderlichen Betriebsbahnhofs zwiſchen der Treskowallee und 
der Wilhelmſtraße in Berlin-Friedrichsfelde 2 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 30 S. 197, ausgegeben am 23. Juli 1927; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Juli 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Croſtitzer Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft in 
Merſeburg für die Erweiterung ihrer Kleinbahn von Rackwitz über Gleſien und Zwochau 
nach Delitzſch 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 30 S. 171, ausgegeben am 23. Juli 1927; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Juli 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Salzwedeler Kleinbahnen, G. m. b. H. in 
Salzwedel, für den Umbau der ſchmalſpurigen Kleinbahnſtrecke Salzwedel-Diesdorf in Vollſpur 
und für ihre teilweiſe Verlegung 5 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 31 S. 142, ausgegeben am 30. Juli 1927. 
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